
 
 
 
Verpflichtung auf das Sozial- und Datengeheimnis 
 
 
Frau/Herr ................................................................,  
 
 
Geschäftsführer  ............................................................................................ 
 
 
wird auf die Wahrung des Sozialgeheimnisses nach § 35 Sozialgesetzbuch (SGB) I i.V.m. 
§ 67ff. SGB X bzw. des Datengeheimnisses nach § 6 Sächsisches Datenschutzgesetz 
(SächsDSG) verpflichtet. 
 
Sie/er wird darüber belehrt, dass es untersagt ist, Sozialdaten, Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse und sonstige personenbezogene Daten, die ihr/ihm durch die Tätigkeit für 
die Deutsche Rentenversicherung (DRV) Mitteldeutschland bekannt werden, ohne ent-
sprechende Befugnis, die sich nur aus dem Auftragsverhältnis nach § 80 SGB X bzw. § 7 
SächsDSG (auf der Grundlage einer Rechtsvorschrift oder Einwilligung der Betroffenen) 
sowie der Weisungen der DRV Mitteldeutschland ergeben kann, zu erheben, zu verarbei-
ten oder zu nutzen. Über diese Daten ist unbedingtes Stillschweigen zu bewahren. Sie 
dürfen Dritten nicht unbefugt zur Kenntnis gebracht werden. 
 
Im Rahmen des Auftragsverhältnisses möglicherweise überlassene Daten dürfen nicht für 
andere Zwecke verarbeitet oder genutzt oder länger gespeichert werden, als dies schrift-
lich bestimmt wurde.  
 
Die genannten Pflichten bestehen auch nach Beendigung der Tätigkeit für die DRV Mittel-
deutschland bzw. nach Beendigung des Vertragsverhältnisses fort.  
 
Sonstige bei ihrer/seiner Tätigkeit zu beachtende Vorschriften sind insbesondere auch die 
jeweiligen technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Gewährleistung des Daten-
schutzes nach der Anlage zu § 78a SGB X bzw. nach § 9 SächsDSG.  
 
Sie/er wird weiter darüber belehrt, dass Verstöße gegen das Sozialgeheimnis bzw. das 
Datengeheimnis nach den §§ 85, 85a SGB X bzw. §§ 38 und 39 SächsDSG sowie ande-
ren einschlägigen Rechtsvorschriften (z.B. des Strafgesetzbuches) mit Freiheits- oder 
Geldstrafe, im Falle einer Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße geahndet werden können. 
 
Sie/er erklärt mit ihrer/seiner Unterschrift, nunmehr hinreichend über die Pflichten nach 
§ 35 SGB I i.V.m. den Vorschriften des SGB X bzw. § 6 SächsDSG sowie die Folgen bei 
Verletzung unterrichtet worden zu sein. 
 
Eine Kopie der Verpflichtungserklärung, sowie die (Auszüge der) Gesetzestexte zu den §§ 
35 SGB I, 80, 85, 85a, Anlage zu § 78a SGB X und §§ 6, 7, 9, 38 und 39 SächsDSG wur-
den ausgehändigt. 
 
 
___________________  __________________________ 
Ort, Datum    Unterschrift des Geschäftsführers  
 
 
___________________  __________________________ 
Ort, Datum    Unterschrift  
      DRV Mitteldeutschland



Anlage zur Verpflichtung 
 
§ 35 SGB I Sozialgeheimnis (Auszug) 
 

 (1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Abs. 1 Zehn-
tes Buch) von den Leistungsträgern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder genutzt 
werden (Sozialgeheimnis). Die Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Ver-
pflichtung, auch innerhalb des Leistungsträgers sicherzustellen, dass die Sozialdaten 
nur Befugten zugänglich sind oder nur an diese weitergegeben werden. ... Die Be-
schäftigten haben auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen 
das Sozialgeheimnis zu wahren.  

 
 (2) Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten ist nur unter den Voraus-
setzungen des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches zulässig.  

 
 (3) Soweit eine Übermittlung nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht, keine 
Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstücken, 
nicht automatisierten Dateien und automatisiert erhobenen, verarbeiteten oder ge-
nutzten Sozialdaten. 

 
 (4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich. 

 
 (5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten 
Buches verarbeitet oder genutzt werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet oder ge-
nutzt werden, wenn schutzwürdige Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehö-
rigen dadurch nicht beeinträchtigt werden können. 

 
 
§ 80 SGB X 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Sozialdaten im Auftrag (Auszug) 
 

 (1) Werden Sozialdaten im Auftrag durch andere Stellen erhoben, verarbeitet oder ge-
nutzt, ist der Auftraggeber für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzbuches 
und anderer Vorschriften über den Datenschutz verantwortlich. Die in den §§ 82 bis 
84 genannten Rechte sind ihm gegenüber geltend zu machen. 

 
 (2) Eine Auftragserteilung für die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Sozialdaten 
ist nur zulässig, wenn der Datenschutz beim Auftragnehmer nach der Art der zu er-
hebenden, zu verarbeitenden oder zu nutzenden Daten den Anforderungen genügt, 
die für den Auftraggeber gelten. Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, ... 

 
Der Auftraggeber ist verpflichtet, erforderlichenfalls Weisungen zur Ergänzung der 
beim Auftragnehmer vorhandenen technischen und organisatorischen Maßnahmen zu 
erteilen. Der Auftraggeber hat sich vor Beginn der Datenverarbeitung und sodann re-
gelmäßig von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen zu überzeugen. Das Ergebnis ist zu dokumentieren. Die 
Auftragserteilung an eine nicht-öffentliche Stelle setzt außerdem voraus, dass der Auf-
tragnehmer dem Auftraggeber schriftlich das Recht eingeräumt hat,  

 1. Auskünfte bei ihm einzuholen, 
 2. während der Betriebs- oder Geschäftszeiten seine Grundstücke oder Ge-

schäftsräume zu betreten und dort Besichtigungen und Prüfungen vorzuneh-
men und 

 3. geschäftliche Unterlagen sowie die gespeicherten Sozialdaten und Datenverar-
beitungsprogramme einzusehen, soweit es im Rahmen des Auftrags für die 
Überwachung des Datenschutzes erforderlich ist. 

 
 



 (3) Der Auftraggeber hat seiner Aufsichtsbehörde rechtzeitig vor der Auftragserteilung 
 1. den Auftragnehmer, die bei diesem vorhandenen technischen und organisato-

rischen Maßnahmen und ergänzenden Weisungen nach Absatz 2 Satz 2 und 3, 
 2. die Art der Daten, die im Auftrag erhoben, verarbeitet oder genutzt werden 

sollen, und den Kreis der Betroffenen, 
 3. die Aufgabe, zu deren Erfüllung die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der 

Daten im Auftrag erfolgen soll, sowie 
 4. den Abschluss von etwaigen Unterauftragsverhältnissen schriftlich anzuzeigen. 

Wenn der Auftragnehmer eine öffentliche Stelle ist, hat er auch schriftliche An-
zeige an seine Aufsichtsbehörde zu richten. 

 
 (4) Der Auftragnehmer darf die zur Datenverarbeitung überlassenen Sozialdaten nicht für 
andere Zwecke verarbeiten oder nutzen und nicht länger speichern, als der Auftrag-
geber schriftlich bestimmt.  

 
 (5) Die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Sozialdaten im Auftrag durch nichtöf-
fentliche Stellen ist nur zulässig, wenn  

 1. beim Auftraggeber sonst Störungen im Betriebsablauf auftreten können oder  
 2. die übertragenen Arbeiten beim Auftragnehmer erheblich kostengünstiger be-

sorgt werden können und der Auftrag nicht die Speicherung des gesamten Da-
tenbestandes des Auftraggebers umfasst. Der überwiegende Teil der Speiche-
rung des gesamten Datenbestandes muss beim Auftraggeber oder beim Auf-
tragnehmer, der eine öffentliche Stelle ist, und die Daten zur weiteren Daten-
verarbeitung im Auftrag an nichtöffentliche Auftragnehmer weitergibt, verblei-
ben. 

 
 (6) ... 

 
 (7) Die Absätze 1, 2, 4 und 6 gelten entsprechend, wenn die Prüfung oder Wartung au-
tomatisierter Verfahren oder von Datenverarbeitungsanlagen durch andere Stellen im 
Auftrag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff auf Sozialdaten nicht ausgeschlos-
sen werden kann. Verträge über Wartungsarbeiten sind in diesem Falle rechtzeitig 
vor der Auftragserteilung der Aufsichtsbehörde mitzuteilen; sind Störungen im Be-
triebsablauf zu erwarten oder bereits eingetreten, ist der Vertrag unverzüglich mitzu-
teilen. 

 
 
§ 85 SGB X Bußgeldvorschriften 
 

 (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
 

 1. entgegen § 78 Abs. 1 Satz 1 Sozialdaten verarbeitet oder nutzt, wenn die Hand-
lung nicht nach Absatz 2 Nr. 5 geahndet werden kann, 

 a. entgegen § 80 Absatz 2 Satz 2 einen Auftrag nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht in der vorgeschriebenen Weise erteilt, 

 b. entgegen § 80 Absatz 2 Satz 4 sich nicht vor Beginn der Datenverarbeitung 
von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen überzeugt, 

 2. entgegen § 80 Abs. 4, auch in Verbindung mit § 67d Abs. 4 Satz 2, Sozialdaten 
anderweitig verarbeitet, nutzt oder länger speichert oder 

 3. entgegen § 81 Abs. 4 Satz 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 4f Abs. 1 Satz 1 
oder 2 des Bundesdatenschutzgesetzes, diese jeweils auch in Verbindung mit § 4f 
Abs. 1 Satz 3 und 6 des Bundesdatenschutzgesetzes, einen Beauftragten für den 
Datenschutz nicht oder nicht rechtzeitig bestellt. 

  



 (2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

 1. unbefugt Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, erhebt oder verarbeitet, 
 2. unbefugt Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, zum Abruf mittels au-

tomatisierten Verfahrens bereithält, 
 3. unbefugt Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, abruft oder sich oder ei-

nem andern aus automatisierten Verarbeitungen oder nicht automatisierten Datei-
en verschafft, 

 4. die Übermittlung von Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, durch un-
richtige Angaben erschleicht, 

 5. entgegen § 67c Abs. 5 Satz 1 oder § 78 Abs. 1 Satz 1 Sozialdaten für andere Zwe-
cke nutzt, indem er sie an Dritte weitergibt oder 

 6. entgegen § 83a Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig macht. 

 
 (3) Die Ordnungswidrigkeit kann im Falle des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünf-
zigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu dreihundert-
tausend Euro geahndet werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den 
der Täter aus den Ordnungswidrigkeiten gezogen hat, übersteigen. Reichen die in 
Satz 1 genannten Beträge hierfür nicht aus, so können sie überschritten werden. 

 
 
§ 85a SGB X Strafvorschriften 
 

 (1) Wer eine in § 85 Abs. 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, 
begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
 (2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind der Betroffene, die ver-
antwortliche Stelle, der Bundesbeauftragte für den Datenschutz oder der zuständige 
Landesbeauftragte für den Datenschutz. 

 
Anlage zu § 78a SGB X  
Werden Sozialdaten automatisiert verarbeitet oder genutzt, ist die innerbehördliche 
oder innerbetriebliche Organisation so zu gestalten, dass sie den besonderen 
Anforderungen des Datenschutzes gerecht wird. Dabei sind insbesondere Maßnahmen 
zu treffen, die je nach der Art der zu schützenden Sozialdaten oder Kategorien von 
Sozialdaten geeignet sind, 
 

 1. Unbefugten den Zugang zu Datenverarbeitungsanlagen, mit denen Sozialdaten 
verarbeitet oder genutzt werden, zu verwehren (Zutrittskontrolle), 

 2. zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von Unbefugten genutzt werden 
können (Zugangskontrolle), 

 3. zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Be-
rechtigten ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten 
zugreifen können, und dass Sozialdaten bei der Verarbeitung, Nutzung und nach 
der Speicherung nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden 
können (Zugriffskontrolle), 

 4. zu gewährleisten, dass Sozialdaten bei der elektronischen Übertragung oder wäh-
rend ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger nicht unbefugt gele-
sen, kopiert, verändert oder entfernt werden können, und dass überprüft und fest-
gestellt werden kann, an welche Stellen eine Übermittlung von Sozialdaten durch 
Einrichtungen zur Datenübertragung vorgesehen ist (Weitergabekontrolle), 

 5. zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, ob 
und von wem Sozialdaten in Datenverarbeitungssysteme eingegeben, verändert 
oder entfernt worden sind (Eingabekontrolle), 



 6. zu gewährleisten, dass Sozialdaten, die im Auftrag erhoben, verarbeitet oder ge-
nutzt werden, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers erhoben, ver-
arbeitet oder genutzt werden können (Auftragskontrolle), 

 7. zu gewährleisten, dass Sozialdaten gegen zufällige Zerstörung oder Verlust ge-
schützt sind (Verfügbarkeitskontrolle), 

 8. zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene Sozialdaten ge-
trennt verarbeitet werden können. 

 
Eine Maßnahme nach Satz 2 Nummer 2 bis 4 ist insbesondere die Verwendung von dem 
Stand der Technik entsprechenden Verschlüsselungsverfahren.  
 
 
§ 6 SächsDSG Datengeheimnis 
 

 (1) Den für eine öffentliche Stelle tätigen Personen ist es untersagt, personenbezogene 
Daten unbefugt zu verarbeiten (Datengeheimnis). Das Datengeheimnis besteht auch 
nach Beendigung der Tätigkeit fort. 

 
 (2) Die im Absatz 1 Satz 1 genannten Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit 
über ihre Pflichten nach Absatz 1 sowie die sonstigen bei ihrer Tätigkeit zu beachten-
den Vorschriften über den Datenschutz zu unterrichten und auf deren Einhaltung 
schriftlich zu verpflichten. 

 
 
§ 7 SächsDSG 
Datenverarbeitung im Auftrag, Datenschutz bei Wartungsarbeiten 
 

 (1) Eine öffentliche Stelle kann, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, einen an-
deren mit der Verarbeitung personenbezogener Daten beauftragen (Datenverarbei-
tung im Auftrag). Für die Einhaltung dieses Gesetzes und anderer Vorschriften über 
den Datenschutz ist der Auftraggeber verantwortlich. 

 
 (2) Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer unter besonderer Berücksichtigung der Eig-
nung der von diesem getroffenen personellen, technischen und organisatorischen 
Maßnahmensorgfältig auszuwählen. Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei Ge-
genstand und Umfang der Datenverarbeitung, die notwendigen zusätzlichen perso-
nellen, technischen und organisatorischen Maßnahmen sowie etwaige Unterauftrags-
verhältnisse festzulegen sind. Der Auftraggeber ist verpflichtet, sich von der Einhal-
tung der getroffenen Festlegungen beim Auftragnehmer zu überzeugen. Der Auftrag-
geber hat dem Auftragnehmer die erforderlichen Weisungen zu erteilen. Die Daten-
verarbeitung ist nur im Rahmen des Auftrags und der Weisungen zulässig. Ist der 
Auftragnehmer der Ansicht, dass der Auftrag, eine einzelne Bestimmung des Auftrags 
oder eine Weisung des Auftraggebers gegen dieses Gesetz oder andere Vorschriften 
über den Datenschutz verstößt, hat er den Auftraggeber unverzüglich darauf hinzu-
weisen. 

 
 (3) Ist der Auftragnehmer keine öffentliche Stelle im Sinne dieses Gesetzes, hat der Auf-
traggeber die für den Auftragnehmer zuständige Kontrollbehörde über die Beauftra-
gung zu unterrichten. 

 
 (4) Die Beauftragung eines Auftragnehmers, der seinen Sitz außerhalb der Europäischen 
Union hat, ist nur zulässig, wenn eine Übermittlung an ihn nach § 17 Abs. 1 zulässig 
wäre. § 17 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 
 (5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Wartungs- und Fernwartungsaufträge sowie ähnliche 
Maßnahmen (Wartungsarbeiten) entsprechend.  

 



§ 9 SächsDSG Maßnahmen zur Gewährleistung des Datenschutzes 
 

 (1) Öffentliche Stellen, die personenbezogene Daten verarbeiten, haben alle angemesse-
nen personellen, technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die er-
forderlich sind, um eine den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechende Datenverar-
beitung zu gewährleisten. Die Grundsätze der Datenvermeidung und Datensparsam-
keit sind zu beachten. 

 
 (2) Werden personenbezogene Daten verarbeitet, sind nach dem jeweiligen Stand der 
Technik Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind zu gewährleisten, dass  

 
 1. nur Befugte personenbezogene Daten zur Kenntnis nehmen können (Vertraulich-

keit), 
 2. personenbezogene Daten während der Verarbeitung unversehrt, vollständig und 

aktuell bleiben (Integrität), 
 3. personenbezogene Daten zeitgerecht zur Verfügung stehen und ordnungsgemäß 

verarbeitet werden können (Verfügbarkeit), 
 4. jederzeit personenbezogene Daten ihrem Ursprung zugeordnet werden können 

(Authentizität), 
 5. festgestellt werden kann, wer wann welche personenbezogenen Daten in welcher 

Weise verarbeitet hat (Revisionsfähigkeit), 
 6. die Verfahrensweisen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten vollständig, 

aktuell und in einer Weise dokumentiert sind, dass sie in zumutbarer Zeit nachvoll-
zogen werden können (Transparenz). 

 
 (3) Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die in den Absätzen 1 
und 2 genannten Anforderungen und Maßnahmen nach dem jeweiligen Stand der 
Technik näher zu bestimmen und fortzuschreiben. 

 
 (4) Werden personenbezogene Daten in Akten verarbeitet, sind besondere Maßnahmen 
zu treffen, um zu verhindern, dass Unbefugte bei der Bearbeitung, der Aufbewah-
rung, dem Transport und der Vernichtung auf die Daten zugreifen können. 

 
 
§ 38 SächsDSG - Ordnungswidrigkeiten 
 

 (1) Ordnungswidrig handelt, wer  
 

 1. unbefugt von diesem Gesetz geschützte personenbezogene Daten, die nicht offen-
kundig sind,  

 a) verarbeitet, 
 b) zum Abruf bereithält oder 
 c) für sich oder einen anderen abruft oder auf andere Weise verschafft,  

 2. die Übermittlung von personenbezogenen Daten, die durch dieses Gesetz ge-
schützt werden und nicht offenkundig sind, durch unrichtige Angaben erschleicht, 

 3. nach einer Verpflichtung gemäß § 6 Abs. 2 das Datengeheimnis gemäß § 6 Abs. 1 
oder 2  verletzt , wenn die Verletzung nicht mit Strafe bedroht ist, 

 4. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 3 den Datenschutzbeauftragten einer öffentlichen Stelle 
wegen der Erfüllung seiner Aufgaben benachteiligt  

 5. als Datenschutzbeauftragter einer öffentlichen Stelle seine Verschwiegenheits-
pflicht nach 11 Abs. 4 Satz 1 verletzt, wenn die Verletzung nicht mit Strafe bedroht 
ist, 

 6. personenbezogene Daten ohne die nach § 14 Abs. 3 Satz 3 oder nach § 16 Abs. 4 
Satz 3  erforderliche Einwilligung oder entgegen § 36 Abs. 3 für einen anderen 
Zweck verarbeitet, 

  



 7. eine Auskunft nach § 18 Abs. 1 unrichtig oder unvollständig erteilt, 
 8. entgegen § 24 Abs. 1 Satz 3 einen anderen benachteiligt oder maßregelt, weil er 

von seinem Recht auf Anrufung des Sächsischen Datenschutzbeauftragten Ge-
brauch gemacht hat, 

 9. bei der Datenverarbeitung im Auftrag als Auftragnehmer gegen eine Weisung des 
Auftraggebers gemäß § 7 Abs. 2 und 5 verstößt, 
 10. entgegen § 16 Abs. 5 eine vollziehbare Auflage oder eine Vereinbarung nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig erfüllt oder 
 11. entgegen § 36 Abs. 2 die dort  bezeichneten Merkmale nicht getrennt speichert. 

 
 (2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000 € geahndet werden. 

 
 (3) (Verwaltungsbehörden im Sinne von § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten (OWiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S.602), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. August 2002 
(BGBl. S. 3387, 3516), in der jeweils geltenden Fassung, sind die Regierungspräsidi-
en. 

 
 
§ 39 SächsDSG - Straftaten 
 
Wer eine in § 38 Abs. 1 bis 8 bezeichneten Handlungen gegen Entgelte oder in der Ab-
sicht begeht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist 
strafbar. 
 


